Staat und Verteilung 6


§ 6 Fördert der kollektive Entscheidungsprozeß der Demokratie einen fairen gesellschaftlichen Verteilungskompromiss im Sinne der abgeleiteten normativen Theorie?

1. Vorbemerkungen

Die bisherigen theoretischen Überlegungen führten zu der gedanklichen Vorstellung, es müsse so etwas wie eine optimale Kompromisslösung für den gesellschaftlichen Verteilungskonflikt geben. Dabei deutete sich an, dass diese optimale Verteilungslösung bei Auftreten einer großen Personenzahl weder durch den dezentral gesteuerten privaten Transferprozess noch durch ergänzende private Verhandlungslösungen erreicht wird. Insoweit bedarf das Ergebnis des privat gesteuerten Transferprozesses einer Korrektur, und zwar über kollektive Umverteilungsaktionen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene. Damit hat der demokratische Staat seine erste grundsätzliche Legitimation zu redistributiver Aktion erfahren. Doch diese Legitimation wird erst vollständig durch den Nachweis, dass es der staatliche  Umverteilungspolitik auch tatsächlich gelingt, zu einer größeren Annäherung an das gesellschaftliche Verteilungsoptimum beizutragen, als sie bereits vom privaten Transferprozess erreicht wird. Dieser Nachweis muss nun erbracht werden.

Für eine erfolgreiche Umverteilungspolitik benötigt der Staat Informationen über die individuellen Verteilungspräferenzen der Bürger. Die Bürger werden ihre wahren Verteilungspräferenzen dem Staat aber nicht freiwillig aufdecken. Sie müssen befürchten, im kollektiven (Um) Verteilungsprozess eine geringere relative Einkommensposition zugewiesen zu bekommen, als sie das subjektiv für angemessen halten, und werden versuchen, das Kompromissergebnis in einer für sie günstigeren Richtung zu beeinflussen. Wenn sie daher die Präferenzen überhaupt freiwillig bekunden, wird das in einer strategisch verzerrten Form geschehen. Die zentrale Frage ist daher, ob der kollektive Willensbildungsprozess der demokratischen Abstimmung zu einer wirksamen Aufdeckung der wahren individuellen Verteilungspräferenzen beitragen kann. 

Die in der ökonomischen Theorie der Demokratie entwickelten Ansichten sind in dieser Hinsicht eher skeptisch. Allerdings sind diese Ansichten analytisch bisher nur wenig abgeklärt worden. Im folgenden wird daher mit dem meist angesprochenen, einfachsten Fall der Analyse begonnen.

2. Das Wahlverhalten der Hoch- und Niedrigverdiener und der Wettbewerb um den Medianwähler

Annahme: 

Die Bürger hegen keine interpersonellen Verteilungspräferenzen 

( jeder versucht nur sein Einkommen zu maximieren und verhält sich entsprechend bei der demokratischen Wahl.
Danach muss das Ergebnis der politischen Abstimmung offensichtlich von der Schichtung der Wähler nach der Höhe ihres Markteinkommens abhängen.

Arme Einkommensbezieher werden für, reiche gegen eine allgemeine Nivellierung der Einkommensunterschiede stimmen.

Empirisch ist nun eine Häufigkeitsverteilung der Einkommen festzustellen, die rechtsschief (bzw. linkssteil) verteilt ist, so dass das gesellschaftliche Durchschnittseinkommen größer ist als das Medianeinkommen und das Medianeinkommen wiederum größer als das häufigste Einkommen.
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Abbildung 1
Yh  = häufigster Wert

Ym  = Zentralwert (Median)

Yd  = durchschnittlicher Wert

Unter diesen Umständen macht die Zahl der Wähler mit unterdurchschnittlichen Einkommen mehr als fünfzig Prozent der Gesamtwählerschaft aus, und es müsste an sich damit gerechnet werden, dass eine Mehrheit der Wähler für eine Politik zu gewinnen wäre, die auf Nivellierung der Einkommensunterschiede, d.h. auch auf eine Kürzung aller Einkommensabstände zum Durchschnittseinkommen abzielte.

( mit dieser Nivellierung würde:

( das Einkommen der ursprünglich mit unterdurchschnittlichem Einkommen ausgestatteten steigen

( das Einkommen einer anfangs mit überdurchschnittlichen Einkommen ausgestatteten Wählerschicht sinken

Aufgrund der politischen Mehrheitsentscheidung käme es so zu einer zwangsweisen Umverteilung zu Lasten der Hochverdiener, sozusagen zu einer “Expropriation“ (Enteignung) auf dem Wege der konstitutionell vorgesehenen Kanäle der demokratischen Willensbildung.

Die ökonomische Theorie der Demokratie sieht sich in diesem Zusammenhang vor die Frage gestellt, warum es unter den genannten Bedingungen nicht zu einer völligen Ausnivellierung der Einkommensunterschiede kommt. Darauf wurde eine Reihe von Antworten gegeben:

- Niedrigverdiener wüssten um den negativen Anreiz der Umverteilung ( allokationsschädlich ( Minderung des allgemeinen Einkommensniveau

außerdem rechnen auch sie mit einem Aufstieg insbesondere am Anfang der Karriere

- wichtiges Argument: die Möglichkeit Wählerverhalten durch Verhandlungen und Kompensationszahlungen (Wahlgeschenke) zu beeinflusse

dabei wird in erster Linie an den Medianwähler gedacht, der von entscheidender Bedeutung für die Stimmenmehrheit

Medianwähler können von reich und arm mit Kompensationszahlungen geködert werden ( die Medianwählergruppen im Endeffekt die stärksten Gewinner des im Wahlkampf festgelegten Umverteilungsgeschehens sind

- Unter Umständen könnte es für die Hochverdiener sinnvoll sein bei Beeinflussung auf Niedrigverdiener zu setzen, wegen deren Armut vielleicht nur geringe finanzielle Mittel aufzuwenden um Stimmabgabe gegen Nivellierung zu veranlassen

aber typischerweise ist deren Interesse doch stärker auf diese Nivellierung ausgerichtet und lassen sich daher weniger leicht korrumpieren

3. Einkommensverteilung in einem einfachen Demokratie-Modell ohne Produktion

a) Einkommensmaximierungsverhalten der Wähler

In der Literatur findet sich ein einfaches Demokratie-Modell, das untersucht, wie sich der Wettbewerb der Parteien um die Wählergunst auf die politisch bestimmte Einkommensverteilung auswirken könnte. In geringfügiger Ergänzung der Annahmen kann das Modell wie folgt beschrieben werden:

Sehr einfaches Modell langer Text Skript S. 67 bis 72 oben

· Drei Wähler stehen zwei Parteien gegenüber

· Die Wähler hegen keine interpersonellen Verteilungspräferenzen. Sie verfolgen das Ziel der kurzfristigen Einkommensmaximierung, und dieses Ziel bestimmt auch ihr Wahlverhalten.

· Das originäre Einkommen eines jeden Wählers ist exogen vorgegeben und konstant, so dass auch das aggregierte Gesamteinkommen eine konstante Summe, hier z.B. 300 Mark, ausmacht (Welt ohne Produktion). Die originäre Verteilung ist sehr ungleich. Hochverdiener H bezieht ein Einkommen von 289, Mittelstandsverdiener M ein Einkommen von 10, Niedrigverdiener N ein Einkommen von 1 Mark. Das Gesamteinkommen wird durch die jeweilige Regierungspartei in einem Akt staatlicher Umverteilung neu zugeteilt.

· Die beiden Parteien sind fest an das Interesse einer Wählerklientel gebunden. Partei L(inks) vertritt das Einkommensmaximierungsinteresse des Niedrigverdieners, Partei R(echts) das Einkommensmaximierungsinteresse des Hochverdieners. Der Medianwähler hat keine eigene politische Interessenvertretung.

· In den Wahlterminen des demokratischen Abstimmungsprozesses stellen die Parteien ihr Programm über die Aufteilung der Einkommen zur Abstimmung. Die gerade regierende Partei tritt mit ihrem bisherigen Programm am. Die in Opposition stehende Partei ändert das Programm der Regierungspartei so ab, daß es nun dem eigenen Stammwähler ein maximales Einkommen zu Lasten des Stammwählers der Gegenpartei verschafft. Sie ist allerdings darauf bedacht, mit Hilfe des geringst möglichen Wahlgeschenks gerade noch die Zustimmung des dritten Wählers zu sichern. Abgestimmt wie nach dem einfachen Mehrheitsprinzip.

Ergebnis: (Tabelle siehe Skript S.68)

Medianwähler verbessert seine Einkommensposition stetig mit jeder Wahl

Irgendwann hier 140. Wahlperiode Median sogar das größte Einkommen

Dann Strategiewechsel große Koalition: Medianwähler alles Wegnehmen und auf die jeweilige Klientel aufteilen. 

Danach Beginnt der Zyklus von vorne.

b) Wohlfahrtsmaximierungsverhalten der Wähler

Um das Demokratie-Modell auf die in den vorherigen Paragraphen dargestellte Theorie abzustimmen, ist es erforderlich, die Hypothese der Einkommensmaximierung des Wählerverhaltens durch die Hypothese der Maximierung einer distributiven Präferenzfunktion zu ersetzen. Konsequenterweise muss angenommen werden, dass schon der private Transfermechanismus durch die Verteilungspräferenzen der Gesellschaftsmitglieder gesteuert wird und aus sich heraus für eine gewisse Nivellierung extremer Einkommensunterschiede sorgt.

Setzt dann der demokratisch gesteuerte Umverteilungsprozess des Staates ein, ergibt sich in der ursprünglichen Modellkonstellation (drei Wähler, zwei Parteien) eine ähnliche Entwicklung der Einkommensumverteilung wie zuvor. Der Parteienwettbewerb generiert auch hier einen Verteilungszyklus, der am Ende in die Nähe des Ausgangszustandes zurück fällt. Die Verteilungspräferenzen des für die Mehrheitsbildung entscheidenden Medianwählers, die für jeden eine existenzminimale Einkommenssicherung vorsehen, bilden dabei die Grenze, hinter die ein weiteres Zurückfallen nicht möglich ist.

Nach dem Zurückfallen kann das durch die Medianwählerpräferenzen bestimmte Verteilungsergebnis durchaus außerhalb des pareto-optimalen Bereichs liegen. Die Entwicklung der Einkommensverteilung tendiert aber unter dem Einfluss des Parteienwettbewerbs und des präferenzgesteuerten Wählerverhaltens immer wieder in den Bereich der pareto-optimalen Verteilungslösungen hinein. Insgesamt ist die Einkommensverteilung infolge der Präferenzorientierung des Wählerverhaltens stets stärker ausnivelliert als bei einem Einkommensmaximierungsverhalten der Wähler. Im langfristigen Trend über den Zyklus der vielen Wahlperioden hinweg ist die Einkommensverteilung auch stets stärker ausgeglichen, als es bei nicht-kooperativem Umverteilungshandeln der einzelnen Gesellschaftsmitglieder im rein privaten Transferprozess der Fall wäre. Eine erste Vermutung, die bisher noch nicht bewiesen ist, geht im übrigen dahin, dass sich die Verteilungssituation über den gesamten Verteilungszyklus hinweg um die opferminimale Kompromisslösung herum bewegt, so dass diese sozusagen das Gravitationszentrum des zyklischen Prozesses abgibt. 

Das Ergebnis ist insgesamt ein Indiz dafür, dass der demokratische Willensbildungsprozess die distributive Gerechtigkeit, die durch den privat gesteuerten Transferprozess nur unvollkommen hergestellt wird, im langfristige Trend zumindest tendenziös noch fördert und dass der Staat von dort her auch in distributiver Hinsicht eine analytische Rechtfertigung erfährt.
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